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AGBG § 9 Bk

Die formularmäßige Bestimmung über eine fünfjährige Lauf­
zeit eines Unfallversicherungsvertrages verstößt nicht ge­
gen § 9 Abs. 1 AGBG.

BGH, Urteil vom 6. Dezember 1995 - IV ZR 380/94 - OLG KarlsruheLG Mannheim
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Schmitz und die Richter Römer, 
Dr. Schlichting, Terno und Seiffert auf die mündliche Ver­
handlung vom 6. Dezember 1995

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 12. Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom
1. Dezember 1994 wird auf Kosten des Klägers 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist ein rechtsfähiger Verein, zu dessen 
satzungsgemäßen Aufgaben die Wahrnehmung und Förderung der 
Interessen der Verbraucher durch Aufklärung zählen. Die Be­
klagte betreibt ein Versicherungsunternehmen, das u.a. Un­
fallversicherungen anbietet. Für den Abschluß solcher Ver­
sicherungsverträge verwendete die Beklagte bis zum 31. De­
zember 1990 (auch) Antragsformulare, in denen u.a. die Dau­
er, der Beginn und der Ablauf der Versicherung einzutragen 
waren und die darunter den vorgedruckten Zusatz enthielten:

"Mindestversicherungsdauer fünf Jahre. Der Ver­
trag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn 
nicht spätestens drei Monate vor Ablauf der anderen Partei eine schriftliche Kündigung zu­gegangen ist."

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Mit Schreiben vom 22. Dezember 1992 beanstandete der 
Kläger den Passus über die Mindestvertragsdauer und forder­
te die Beklagte auf, eine strafbewehrte Unterlassungserklä­
rung abzugeben. Die Beklagte lehnte dies ab. Der Kläger ist 
der Auffassung, die von ihm beanstandete Klausel stelle ei­
ne Allgemeine Geschäftsbedingung dar, die gegen § 9 AGBG 
verstoße.

Der Kläger hat beantragt, der Beklagten zu untersagen, 
sich bei der Abwicklung von Verträgen über Unfallversiche­
rungen, die zwischen dem 1. April 1977 und vor dem 1. Janu­
ar 1991 - hilfsweise zwischen dem 1. Juli 1981 und vor dem 
1. Januar 1991 - geschlossen worden sind, auf die genannte 
Klausel zu berufen, soweit es sich nicht um Verträge einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts, eines öffent­
lich-rechtlichen Sondervermögens oder eines Kaufmanns han­
delt, wenn der Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes 
gehört.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; die Berufung 
des Klägers ist erfolglos geblieben. Mit der zugelassenen 
Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag weiter.

Entscheidungsqründe:

Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Das Berufungsgericht geht davon aus, die von der 
Beklagten in Antragsformularen auf Abschluß einer Unfall­
versicherung verwendete Klausel über eine Mindestversiche-
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rungsdauer von fünf Jahren stelle eine Bestimmung ihrer 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Sinne des § 1 Abs. 1 
AGBG dar. Die vorformulierten Anträge seien zum Abschluß 
einer Vielzahl von Verträgen bestimmt. Sie enthielten nicht 
nur keinen Hinweis darauf, daß neben der vorgedruckten Min­
destdauer von fünf Jahren auch kürzere Vertragslaufzeiten 
ausgehandelt werden könnten, sie schlössen dies mit der 
Formulierung "Mindestversicherungsdauer" vielmehr aus. Dar­
an ändere sich auch dadurch nichts, daß in den Formularen 
jeweils auch Beginn und Ablauf des Vertrages einzutragen 
gewesen seien, denn damit seien erkennbar nur der Beginn 
und das Ende des mindestens fünf Jahre laufenden Versiche­
rungsvertrages gemeint. Die formularmäßige Laufzeitregelung 
sei auch nicht gemäß § 8 AGBG der Inhaltskontrolle entzo­
gen.

Diese Ausführungen sind rechtsfehlerfrei (vgl. Senats­
urteil vom 13. Juli 1994 - IV ZR 107/93 - VersR 1994, 1049 
unter 3, 4; demnächst BGHZ 127, 35).

2. Nach Auffassung des Berufungsgerichts hält die 
Klausel über eine Mindestlaufzeit des Unfallversicherungs­
vertrages von fünf Jahren der Überprüfung nach § 9 Abs. 1 
AGBG stand.

Eine solche Laufzeit führe nicht zu einer den Geboten 
von Treu und Glauben widerstreitenden Benachteiligung des 
Versicherungsnehmers. Dem anzuerkennenden Interesse des 
Versicherers, durch den Abschluß langfristiger Versiche­
rungsverträge Verwaltungs- und Abschlußkosten niedrig zu 
halten und so - letztlich auch im Interesse des Versiehe-
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rungsnehmers - günstige Prämien anbieten zu können, stünden 
bei einer Vertragsdauer von fünf Jahren keine so erhebli­
chen Nachteile des Versicherungsnehmers gegenüber, daß der 
Laufzeitregelung die Wirksamkeit versagt werden müßte. Zwar 
sei es dem Versicherungsnehmer nachteilig, wenn er bei Ab­
schluß des Vertrages in seiner Entscheidungsfreiheit dahin 
eingeschränkt werde, eine Mindestlaufzeit von fünf Jahren 
hinzunehmen oder das Risiko nicht versichern zu können.
Auch könne der Versicherungsnehmer während der Dauer des 
Vertrages Möglichkeiten nicht nutzen, das Risiko anderweit 
kostengünstiger zu versichern, oder auf schlechte Service­
leistungen des Versicherers mit einem Versichererwechsel zu 
reagieren. Er sei in diesem Zeitraum auch nicht in der La­
ge, geänderten persönlichen oder wirtschaftlichen Verhält­
nissen durch Änderung oder Beendigung des Vertrages Rech­
nung zu tragen. Andererseits sei ein Zeitraum von fünf Jah­
ren nicht so lang, daß er — was die wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse betreffe - völlig unüberschaubar 
sei und deshalb die Risiken einer solchen vertraglichen 
Bindung vom Versicherungsnehmer nicht beurteilt werden 
könnten. Auch die übrigen Nachteile stellten sich bei einer 
fünfjährigen Laufzeit des Vertrages nicht als so schwerwie­
gend dar, daß einer entsprechenden Geschäftsbedingung die 
Wirksamkeit versagt werden müßte.

3. Diese Erwägungen bekämpft die Revision ohne Erfolg.

a) Zutreffend hat das Berufungsgericht die Prüfung der 
Klausel an § 9 Abs. 1 AGBG vorgenommen, denn § 9 Abs. 2 
Nr. 1 AGBG greift im vorliegenden Falle als Kontrollmaßstab 
nicht ein. Eine gesetzliche Regelung, die für den hier in
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Rede stehenden Zeitraum vor dem 1. Januar 1991, dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens des § 8 Abs. 3 W G  in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung versicherungsrechtlicher Vor­
schriften vom 17. Dezember 1990 (im folgenden: § 8 Abs. 3 
W G  a.F.), zur Beurteilung der Dauer von Versicherungsver­
trägen herangezogen werden könnte, gibt es nicht (Senatsur­
teil vom 13. Juli 1994, aaO, unter 5a). § 11 Nr. 12a AGBG 
kommt als gesetzliches Leitbild nicht in Betracht, weil aus 
seinem Geltungsbereich Versicherungsverträge durch § 23 
Abs. 2 Nr. 6 AGBG ausgeschlossen sind. § 8 Abs. 2 Satz 3 
W G  kann als gesetzliches Leitbild nicht herangezogen wer­
den. Für die Frage, welche Vertragsdauer den Versicherungs­
nehmer unangemessen benachteiligt, läßt sich aus dieser Re­
gelung nichts herleiten. Aber auch § 8 Abs. 3 W G  a.F. 
kommt als gesetzliches Leitbild hier nicht in Betracht, 
denn die Vorschrift ist auf Verträge, die vor ihrem In­
krafttreten abgeschlossen worden sind, nicht anzuwenden. 
Nichts anderes gilt hier für § 8 Abs. 3 W G  in der gelten­
den Fassung, der erst auf Versicherungsverträge anzuwenden 
ist, die nach dem 24. Juni 1994 abgeschlossen worden sind 
(Art. 16 § 5 Abs. 3 des Dritten Gesetzes zur Durchführung 
versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäi­
schen Gemeinschaften vom 21. Juli 1994).

b) Die angegriffene Fünfjahresklausel ist nicht gemäß 
§ 9 Abs. 1 AGBG unwirksam.

aa) Der Senat hat zwar in seiner Entscheidung vom 
13. Juli 1994, aaO, eine formularmäßige Bestimmung über ei­
ne zehnjährige Laufzeit eines Unfallversicherungsvertrages



7

wegen Verstoßes gegen § 9 Abs. 1 AGBG für unwirksam er­
klärt. Er hat dies auf eine Abwägung der berechtigten In­
teressen des Versicherers an Verträgen mit einer solchen 
Laufzeit einerseits und der Vor- und Nachteile für den Ver­
sicherungsnehmer andererseits gegründet, die zu dem Ergeb­
nis geführt hatte, daß eine Zehnjahresklausel das Gleichge­
wicht der Rechte und Pflichten in einem Unfallversiche­
rungsvertrag in einem Maße stört, das mit den Geboten von 
Treu und Glauben nicht mehr vereinbar ist.

Dieses Abwägungsergebnis ist aber nicht ohne weiteres 
auf eine formularmäßige Bestimmung über eine fünfjährige 
Laufzeit zu übertragen, wenngleich der Revision einzuräumen 
ist, daß die im genannten Senatsurteil aufgezeigten (aaO 
unter 5b), den Versicherungsnehmer benachteiligenden Fol­
gen einer langjährigen Bindung an den Versicherungsvertrag 
grundsätzlich auch bei einer Fünfjahresklausel eintreten 
können. Das hat das Berufungsgericht aber auch nicht ver­
kannt, vielmehr gerade auch diese Nachteile für den Versi­
cherungsnehmer in seine1Erwägungen eingestellt. Entschei­
dend ist hier jedoch, daß die den Versicherungsnehmer tref­
fenden Einschränkungen seiner Dispositionsfreiheit, in wel­
cher konkreten Form sie sich auch auswirken mögen, bei ei­
ner mit fünf Jahren um die Hälfte geringeren Bindungsdauer 
als nicht so belastend angesehen werden können, wie das bei 
einem Vertrag mit doppelter Laufzeit der Fall ist. Schon 
die erheblich kürzere Bindungsdauer gebietet eine differen­
zierende Gewichtung (zur Fünfjahresklausel in einer Repara­
turkostenversicherung vgl. Senatsurteil vom 28. Juni 1995 
- IV ZR 19/94 - VersR 1995, 1185 unter I, 3 b, bb).
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bb) Das Berufungsgericht hat insoweit zu Recht hervor­
gehoben, daß ein Zeitraum von fünf Jahren - gerade was die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Versi­
cherungsnehmers anlangt - für diesen in weitaus stärkerem 
Maße überschaubar ist, als dies bei einem solchen von zehn 
Jahren der Fall sein kann. Der größeren Beurteilungssicher­
heit bei der Entscheidung, ob eine Bindung an einen Unfall­
versicherungsvertrag für fünf Jahre den eigenen Verhältnis­
sen angemessen erscheint, entspricht ein geringeres Risiko, 
daß sich die Verhältnisse innerhalb der Bindungsdauer in 
einem solchen Maße ändern, daß nur eine frühere Beendigung 
des Vertrages den Interessen des Versicherungsnehmers ent­
spricht. Wenngleich also auch eine fünfjährige Bindung an 
den Vertrag für den Versicherungsnehmer bei Änderung seiner 
persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse noch nach­
teilig sein kann, kommt diesem Nachteil doch ein erheblich 
geringeres Gewicht zu.

Zwar kommt auch hier hinzu, daß der Versicherungsneh­
mer auch während einer fünfjährigen Laufzeit des Vertrages 
die Möglichkeit verliert, sich in diesem Zeitraum marktge­
recht zu verhalten, etwa eine ihm gebotene Möglichkeit zu 
nutzen, das Risiko anderwärts zu ihm günstigeren Bedingun­
gen zu versichern. Auch das stellt bei einer solchen Bin­
dungsdauer aber jedenfalls keine erhebliche Belastung für 
den Versicherungsnehmer dar. Insbesondere der sich marktge­
recht verhaltende Versicherungsnehmer wird den Versiche­
rungsvertrag erst nach Prüfung des Marktes auf das günstig­
ste Angebot abschließen. Ändern sich dennoch während der 
Bindungsdauer die Marktverhältnisse, begründet es jeden­
falls keinen schweren Nachteil, wenn der Versicherungsneh-
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mer noch für den Rest der fünfjährigen Laufzeit an den Ver­
trag gebunden bleibt. Das gilt ebenso, wenn der Versiche­
rungsnehmer während der Bindungsdauer den Versicherer des­
halb wechseln will, weil etwa dessen Service seinen Vor­
stellungen nicht entspricht. Nach einem Schadensfall steht 
dem Versicherungsnehmer ohnehin ein Kündigungsrecht zu 
(vgl. § 7 II (2) a AUB 61; § 4 II (2) AUB 88).

Insgesamt ergeben sich danach durch die formularmäßige 
Bestimmung einer fünfjährigen Laufzeit eines Unfallversi­
cherungsvertrages keine so schweren Nachteile für den Ver­
sicherungsnehmer, daß von einem den Geboten von Treu und 
Glauben widersprechenden Ungleichgewicht zu seinen Lasten 
ausgegangen werden könnte.



Dieses Abwägungsergebnis entspricht § 8 Abs. 3 WG. 
Auch wenn diese Vorschrift hier keine gesetzliche Leitlinie 
im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 1 AGBG darstellt, ist ihr je­
denfalls - worauf das Berufungsgericht durchaus zu Recht 
hingewiesen hat - zu entnehmen, daß ein Unfallversiche­
rungsvertrag mit einer Laufzeit von fünf Jahren den gesetz­
geberischen Wertungen nicht zuwiderläuft.

Terno Seiffert

Dr. Schmitz Römer Dr. Schlichting
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